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Vorwort
Das Buch findet weiterhin eine erfreuliche Aufnahme. Vollständig durchgesehen, befindet es sich auf dem Gesetzesstand vom 28.07.2022 (BGBl. I, S. 1372).
Neben den Entwicklungen in Rechtsprechung und Schrifttum waren mehrere Änderungsgesetze einzuarbeiten, namentlich das Gesetz zur Erhöhung des Schutzes durch den gesetzlichen Mindestlohn und zu Änderungen im Bereich der geringfügigen Beschäftigung (BGBl. I 2022, S. 969), das Gesundheitsversorgungs- und Pflegeverbesserungsgesetz (BGBl. I 2020, S. 3299), das Gesundheitsversorgungsweiterentwicklungsgesetz (BGBl. I 2021, S. 2754), das Gesetz zur Einführung der Grundrente für langjährige Versicherung in der gesetzlichen Rentenversicherung mit unterdurchschnittlichem Einkommen und für weitere Maßnahmen zur Erhöhung der Alterseinkommen (BGBl. I 2020, S. 1879) und das Siebenundzwanzigste Gesetz zur Änderung des Bundesausbildungsförderungsgesetzes (BGBl. I 2022, S. 1150). Das SGB XIV (BGBl. 2019, S. 2652) tritt 2024 vollständig in Kraft; einzelne Vorschriften gelten schon jetzt. Die aktuelle Entwicklung der sozialrechtlichen Gesetzgebung im Hinblick auf die Corona-Pandemie ist berücksichtigt.
Wie im Vorwort der Vorauflagen festgehalten, kann man das mehr als andere Rechtsgebiete auch in Details und „versteckten Ecken“ stets in Bewegung bleibende Sozialrecht neben anderen Aufgaben nicht allein im Auge behalten. Das Bestreben um Genauigkeit und Aktualität wird seit der ersten Auflage von einem „Team“ gewährleistet, das auch noch nach Beendigung der Mitarbeit an der Universität seinen beträchtlichen Sachverstand in das Buch einbringt. Mit der 15. Auflage ist das Buch, an diese Tradition anknüpfend, auf mehrere Schultern gestellt. Es wird nun von Herrn Richter am Bundessozialgericht Dr. Benjamin Schmidt, Frau Akad. Rätin a.Z. Dr. Katja Chandna-Hoppe und mir gemeinsam verantwortet. Für die (erneute) Mitarbeit danken wir herzlich: Frau Richterin am Landessozialgericht Sylvia Schmidt, Herrn Justiziar Assessor Björn Grahn und aus dem Kreis der Wiss. Mitarb. am Bonner Lehrstuhl Herrn Wiss. Mitarb. Fabiano Collu und Herrn Wiss. Mitarb. Maximilian Röthgen. Auch bei allen anderen, die mitgewirkt haben, bedanken wir uns herzlich.
Hinweise und Anregungen bitte an: Institut für Arbeitsrecht und Recht der Sozialen Sicherheit der Universität Bonn, Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, Arbeitsrecht und Sozialrecht, Adenauerallee 8a, 53113 Bonn, E-Mail: waltermann@jura.uni-bonn.de.
Bonn und Kassel, im August 2022
Raimund Waltermann 
Benjamin Schmidt 
Katja Chandna-Hoppe


Aus dem Vorwort zur 1. Auflage (2000)
Das Sozialrecht ist von größter gesellschaftlicher und praktischer Bedeutung. Sein Platz in der juristischen Ausbildung steht dazu in krassem Gegensatz. Welche Bedeutung das Sozialrecht für die praktische (nicht nur juristische) Tätigkeit hat, zeigt sich, sobald man berufstätig ist. Das gilt auch für die große Zahl derjenigen Juristen, die (zB als Rechtsanwälte oder Richter) an sich vorwiegend privatrechtlich arbeiten: Man merkt schnell, dass dort praxisrelevante Bereiche wie das Haftungsrecht, das Unterhaltsrecht oder das Arbeitsrecht ohne Sozialrecht nicht ordnungsgemäß bearbeitet werden können. Will man sich nicht damit begnügen, aus dem nicht leicht überschaubaren, gleichermaßen umfang- wie detailreichen Sozialrecht ein paar nützliche Einzelheiten zu kennen, muss man sich einen zusammenhängenden Überblick verschaffen. Dieses Buch hat zum Ziel, ein Grundwissen und das Grundverständnis der Materie für Studium und Praxis zu vermitteln. Es ist auf dem Stand vom 1.10.1999, berücksichtigt also die aktuellen Gesetzesänderungen namentlich im Sozialversicherungsrecht.
Das Buch bezieht sich auf die dogmatischen Schwerpunkte und die wichtigsten rechtlichen Gesichtspunkte. Es verfolgt vor allem ein didaktisches Anliegen. Wo nötig, weist die Darstellung den Weg zum anspruchsvolleren Lehrbuch, zu weiterführenden rechtswissenschaftlichen Abhandlungen und zu Problemkreisen, die Rechtsprechung und Schrifttum beschäftigt haben. Fälle, Beispiele, drucktechnische Hervorhebungen und zusammenfassende Übersichten wollen die Einarbeitung erleichtern und die Wiederholung unterstützen. Die Darstellung aktueller Entwicklungen und der geschichtlichen und gesellschaftlichen Zusammenhänge soll die Bedeutung des Sozialrechts in unserer Rechtsordnung verständlich machen.
Das Buch wendet sich zum einen an Studierende, die nach den jeweils einschlägigen juristischen oder sozialwissenschaftlichen Prüfungsordnungen der Universitäten, aber auch der Fachhochschulen und Verwaltungs- und Wirtschaftsakademien über Kenntnisse im Sozialrecht verfügen müssen. Es will zum anderen auch Referendaren und Praktikern die Möglichkeit geben, sich rasch einen Überblick über die Strukturen und die wichtigsten Fragen des Sozialrechts zu verschaffen und die einzelnen Sachgebiete des Sozialrechts zu wiederholen. Dem dienen auch die zahlreichen Verweisungen innerhalb des Buchs.
Das Sozialrecht ist wortreich und muss dies sein, weil es eine Vielzahl von Einzelheiten zu regeln hat. Daraus folgt aber auch, dass sich diese Einzelheiten (unbeschadet der Auslegungsfragen) durch die Lektüre des Gesetzes erschließen. Ein der Schwerpunktsetzung verpflichtetes Lehrbuch der Grundzüge des Sozialrechts kann sich diesen Umstand zu Nutze machen, indem es wegen der Einzelheiten möglichst oft auf das Gesetz verweist – das dann aber auch stets gelesen werden muss. Bei den Lösungen der Fälle ist zu beachten, dass es – wie meist bei der Lösung von Lehrbuchfällen – vor allem um die beispielhafte Verdeutlichung des Rechts geht.
Gießen, im Oktober 1999
Raimund Waltermann
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1. Teil Einführung in das Sozialrecht



§ 1 Sozialrecht in der Rechtsordnung
1

Fall 1:
Arbeitnehmer A wird, als er wie jeden Sonntag mit seiner Familie die Schwiegermutter besuchen will, in einen Verkehrsunfall verwickelt und am Arm verletzt. Den Unfall hat B verschuldet. Erst nach einer längeren Krankenbehandlung ist A wieder gesund, er hat drei Monate lang nicht arbeiten können. A will B wegen aller Personen- und Sachschäden gerichtlich auf Schadensersatz in Anspruch nehmen, er denkt dabei auch an Verdienstausfallschäden. Rn 5



2

Das Sozialrecht ist sehr umfangreich. Die üblicherweise verwendete Textausgabe „Aichberger, Sozialgesetzbuch“[1] ist etwa so dick wie der „Schönfelder“. Der „Schönfelder“ enthält indessen mehr Unausgesprochenes als der „Aichberger“. Das Sozialrecht ist mehr als andere Rechtsgebiete durch die Vielzahl der zu regelnden Einzelheiten geprägt. Wer sich mit dem Sozialrecht erstmals beschäftigt, findet sich auch deshalb in einem Zustand gewisser Orientierungslosigkeit wieder. Auch das Sozialrecht kennt aber eine Systematik und, mehr als Vorurteile glauben machen, eine Dogmatik. Je besser man Systematik und bestehende dogmatische Strukturen des Sozialrechts kennt, desto mehr verlieren die vielen Einzelheiten des Sozialrechts ihre abschreckende Wirkung, sie können bei Bedarf nachgesehen werden. Die erste Annäherung an das Sozialrecht erfolgt durch einen Überblick über die Rechtsquellen des Sozialrechts und durch die Einordnung des Sozialrechts in die Gesamtrechtsordnung.



I. Die Rechtsquellen des Sozialrechts im Überblick

1. Sozialgesetzbuch
3

Seit Mitte der Siebzigerjahre wird das Sozialrecht Buch für Buch in einem Sozialgesetzbuch (SGB) zusammengefasst. Dieses Kodifikationsvorhaben ist inzwischen weitestgehend verwirklicht. Der nachfolgende erste Blick in das SGB gibt – zusammen mit der Durchsicht der Inhaltsübersichten der jeweiligen Gesetze und der Lektüre der zitierten Paragraphen – eine erste Orientierung.


4

a) Den Anfang machte das SGB I, der Allgemeine Teil des Sozialgesetzbuchs, in Kraft getreten am 1. Januar 1976. Das SGB I regelt ua die Aufgaben des Sozialgesetzbuchs, in denen sich die Grundvorstellungen des Gesetzgebers über das Sozialrecht widerspiegeln (§ 1 SGB I), und nennt die sozialen Rechte, die der Erfüllung der in § 1 SGB I genannten Aufgaben dienen (§§ 3–10 SGB I). In den Einweisungsvorschriften der §§ 11–29 SGB I wird das Sozialrecht vorstrukturiert, es werden die Sozialleistungen beschrieben und die dafür zuständigen Leistungsträger benannt. Das SGB I enthält sodann, wie der Allgemeine Teil des BGB sozusagen vor die Klammer gezogen, gemeinsame Vorschriften für alle Sozialleistungsbereiche des Sozialgesetzbuchs (§§ 30–67 SGB I); es handelt sich um Bestimmungen zB über die Handlungsfähigkeit (§ 36 SGB I), über das Entstehen (§ 40 SGB I), die Fälligkeit (§ 41 SGB I) oder die Verjährung (§ 45 SGB I) von Sozialleistungsansprüchen oder etwa um Bestimmungen über die Rechtsnachfolge in Ansprüche auf Sozialleistungen (§§ 56–59 SGB I).


5

b) Das SGB X, welches ursprünglich die Kodifikation des Sozialrechts hatte beschließen sollen, hat drei Regelungsgegenstände. Es enthält seit Anfang der Achtzigerjahre das Verwaltungsverfahrensgesetz für die Verwaltungstätigkeit der Behörden, die nach dem Sozialgesetzbuch ausgeübt wird (§§ 1–66 SGB X), im zweiten Kapitel die allgemeinen Vorschriften über den Sozialdatenschutz (§§ 67–85a SGB X) und im dritten Kapitel die Vorschriften über die Zusammenarbeit der Leistungsträger untereinander und über ihre Beziehungen zu Dritten (§§ 86–119 SGB X). Letztere, die Vorschriften über die Beziehungen der Leistungsträger zu Dritten, regeln zB den praktisch sehr bedeutsamen gesetzlichen Forderungsübergang (cessio legis) von (privatrechtlichen) Ansprüchen auf die Sozialleistungsträger. Dieser Forderungsübergang bringt übrigens eindrucksvoll zum Ausdruck, wie eng Sozialrecht und Privatrecht miteinander verbunden sind.
Im Ausgangsfall 1 kann A den B wegen seines Körperschadens nicht ohne weiteres auf Schadensersatz in Anspruch nehmen: Als Arbeitnehmer ist A in der gesetzlichen Krankenversicherung sozialversichert (vgl § 5 Abs. 1 Nr 1 SGB V, zur Versicherungsfreiheit als Ausnahme siehe §§ 6–8 SGB V, Rn 178 ff). Die privatrechtlichen Ansprüche des A auf Schadensersatz wegen des Körperschadens (aus § 823 BGB, §§ 7, 18 StVG) gehen gemäß § 116 SGB X kraft Gesetzes im Moment des Schadensereignisses auf den Krankenversicherungsträger über, soweit dieser Leistungen (wie die Krankenbehandlung oder Krankengeld) zu erbringen hat, die der Behebung eines Schadens der gleichen Art dienen und sich auf denselben Zeitraum wie der vom Schädiger zu leistende Schadensersatz beziehen. Nicht A, sondern der leistungspflichtige Krankenversicherungsträger kann also (aus kraft Gesetzes übergegangenem Recht) von B wegen des Körperschadens in diesem Umfang Schadensersatz verlangen. A selbst kann nur insofern Ersatz beanspruchen, als die Sozialleistung den Schaden (zB das Krankengeld iHv 70% [§ 47 Abs. 1 SGB V] den Erwerbsschaden) nicht deckt. Abgesehen hiervon kann A Schmerzensgeld (dafür gibt es keine kongruente Sozialleistung) und Ersatz des Sachschadens von B beanspruchen.



6

c) Inzwischen ist über den Allgemeinen Teil und das SGB X hinaus der größte Teil des Sozialrechts in das SGB eingeordnet. Das gilt vor allem für das gesamte Sozialversicherungsrecht, nämlich das Recht der Krankenversicherung (SGB V) seit 1989, das Recht der Rentenversicherung (SGB VI) seit 1992, das Recht der 1995 in Kraft getretenen Pflegeversicherung (SGB XI) und das Recht der Unfallversicherung (SGB VII) seit 1997. Mit der Einführung der Pflegeversicherung als Elftes Buch ist zugleich der vorgesehene Rahmen des Sozialgesetzbuchs gesprengt worden. Das Sozialgesetzbuch hatte ursprünglich die Bücher I bis X umfassen sollen, das Sozialversicherungsrecht hatte insgesamt im SGB IV geregelt sein sollen. Das SGB IV von 1976 enthält statt des gesamten Sozialversicherungsrechts, vor die Klammer gezogen, die gemeinsamen Vorschriften für die Sozialversicherung. Eingeordnet ist ferner seit 1990 das Kinder- und Jugendhilferecht als SGB VIII. Das bis dahin im Arbeitsförderungsgesetz (AFG) geregelte Arbeitsförderungsrecht ist seit 1998 als SGB III in das Sozialgesetzbuch integriert. Die Rehabilitation und Teilhabe behinderter Menschen ist 2001 im SGB IX zusammengefasst worden. Seit 2005 finden sich die Grundsicherung für Arbeitsuchende („Arbeitslosengeld II“) im SGB II und das Sozialhilferecht im SGB XII. 2019 wurde das SGB XIV erlassen[2]. Es wird bis zum 1. Januar 2024 in Schritten das Soziale Entschädigungsrecht grundlegend neu gestalten und das Bundesversorgungsgesetz (BVG) als Leitgesetz des Entschädigungsrechts u.a. das Opferentschädigungsgesetz (OEG) ablösen.


7

d) Wenige Teilgebiete des Sozialrechts stehen noch außerhalb des SGB, zB das Bundesausbildungsförderungsgesetz (BAföG) und das Wohngeldgesetz (WoGG). Gemäß § 68 SGB I gelten diese (und die weiteren dort aufgelisteten) Gesetze als besondere Teile des Sozialgesetzbuchs.


8/9

e) Ursprünglich sollte bei der Schaffung des Sozialgesetzbuchs die Kodifikation des unübersichtlich gewordenen Sozialrechts im Vordergrund stehen. Man spricht in diesem Zusammenhang üblicherweise von einer „Kodifikation mit begrenzter Sachreform“. Die zunächst erlassenen Bücher (SGB I, SGB IV, SGB X) entsprachen im Wesentlichen diesem Vorhaben. Die Einordnung des Sozialversicherungsrechts in das SGB ab Ende der Achtzigerjahre ist jedoch mit zum Teil beträchtlichen Sachreformen verbunden gewesen. Das gilt insbesondere für die Einordnung des Krankenversicherungsrechts als SGB V mit dem Gesundheitsreformgesetz (GRG) 1989 und für die Einordnung des Rentenversicherungsrechts als SGB VI mit dem Rentenreformgesetz 1992. Während man bei der Einordnung des Rechts der gesetzlichen Unfallversicherung (als SGB VII 1997 in Kraft getreten) ohne nennenswerte inhaltliche Änderungen ausgekommen ist, haben bei der Einordnung des Arbeitsförderungsrechts (als SGB III 1998 in Kraft getreten) und auch bei der 2005 wirksam gewordenen Neugestaltung des Arbeitslosenhilferechts wiederum Sachfragen eine große Rolle gespielt.
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f) Das Sozialrecht ist nahezu durchweg Bundesrecht. Dem Landesrecht bleibt nur geringer Raum, insbesondere für ergänzende und untergesetzliche Normen (zB Krankenhausgesetze der Länder).
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g) Im Bereich der Selbstverwaltung der Sozialversicherungsträger und der Bundesagentur für Arbeit spielt neben dem Gesetzesrecht des Sozialgesetzbuchs von der Exekutive auf Grund gesetzlicher Ermächtigung gesetztes Recht eine wichtige Rolle[3]. Es hat vielfach die Gestalt von autonomem Satzungsrecht, das Sozialrecht kennt aber eine Vielfalt von Formen des Exekutivrechts. Darauf wird in dem jeweiligen sozialrechtlichen Sachzusammenhang eingegangen.
Beispiele:
Bestimmung des Kassenindividuellen Zusatzbeitrages in der Krankenversicherung durch Satzung der Krankenkasse (§ 242 Abs. 1 SGB V); Unfallversicherung von Unternehmern kraft Satzung der Berufsgenossenschaften (§ 3 Abs. 1 Nr 1 SGB VII).




2. Verfassung
12

Die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich im Grundgesetz zur Sozialstaatlichkeit. Das Sozialstaatsprinzip (Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 S. 1 GG) gibt dem Sozialrecht den Impuls. Auch die Grundrechte haben auf verschiedene Weisen Bedeutung im Sozialrecht. Das Grundgesetz enthält schließlich die Regeln über die Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz auch im Sozialrecht.



3. Europäisches Sozialrecht
13

Sachverhalte mit Auslandsberührung nehmen kontinuierlich zu. Auch im Sozialrecht spielen zwischenstaatliches Recht und das überstaatliche („supranationale“) Recht der Europäischen Union eine wichtige Rolle. Das Europäische Unionsrecht hatte im Sozialrecht von Anfang an besondere Bedeutung; die 1957 mit dem EWG-Vertrag eingeführte Freizügigkeit hätte ohne die Regelung des sozialrechtlichen Hintergrundes nicht Wirklichkeit werden können.



II. Sozialrecht und Verfassung

1. Sozialstaatsprinzip
14

Schrifttum: Axer, Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums und die Sicherung sozialer Grundrechtsvoraussetzungen, in: Gedächtnisschrift für Brugger, 2013, S. 335; Benda, Der soziale Rechtsstaat, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl., 1994, § 17; Degenhart, Staatsrecht I, 36. Aufl., 2020, Rn 589 ff; Heinig, Grundgesetzliche Vorgaben für das Sozialrecht und ihre verfassungstheoretische Reflexion, in: Masuch et al. (Hrsg.), Denkschrift 60 Jahre Bundessozialgericht, Bd. 1, 2014, S. 333; Isensee, Staatsrechtliche Grundlagen des Sozialstaatsprinzips, in: Katholische Akademie Schwerte (Hrsg.), Die Würde der Menschen, 2011, S. 9; Kingreen, Das Sozialstaatsprinzip im europäischen Verfassungsverbund, 2003; F. Kirchhof, Die Entwicklung des Sozialverfassungsrechts, NZS 2015, 1; Papier, Staatsrechtliche Vorgaben für das Sozialrecht, in: Festschrift 50 Jahre Bundessozialgericht, 2004, S. 23; ders./Shirvani, Der Einfluss des Verfassungsrechts auf das Sozialrecht, in: SRH, § 3, Rn 1 ff; Pitschas, Die Zukunft der sozialen Sicherungssysteme, VVDStRL 64 (2005), S. 109; Ruland, Die Bedeutung des Rechts für die soziale Sicherheit, in: Gedächtnisschrift für Heinze, 2005, S. 731; Söllner, Die Wahrung der Grundrechte als gemeinsame Aufgabe von Bundessozialgericht und Bundesverfassungsgericht, in: Festschrift 50 Jahre Bundessozialgericht, 2004, S. 43; Steiner, Werden und Wandel des Sozialrechts im Sozialstaat, NZS 2019, 1; Steinmeyer, Verfassungsrechtliche Rahmenbedingungen und Grenzen für Reformen der Sozialsysteme im Zeitalter der Globalisierung, NZS 2012, 721; Voßkuhle/Wischmeyer, Das Sozialstaatsprinzip, JuS 2015, 693; Zacher, Das soziale Staatsziel, in: Isensee/Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts, Bd. II, 3. Aufl., 2004, § 28 Rn 17 ff.
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Der Sozialstaat ist die große kulturelle Errungenschaft des 20. Jahrhunderts in Europa. Die Bundesrepublik Deutschland bekennt sich im Grundgesetz zur Sozialstaatlichkeit. Das Sozialstaatsprinzip ist in Art. 20 Abs. 1, 28 Abs. 1 S. 1 GG verankert. Das Bundesverfassungsgericht leitet aus dem Sozialstaatsprinzip das Gebot der sozialen Sicherheit und das Gebot der sozialen Gerechtigkeit ab[4]. Art. 20 Abs. 1 GG begründet, soweit die Verhältnisse dem Sozialstaatsprinzip nicht entsprechen, Handlungspflichten bzw Handlungsaufträge des Staates. Der aus dem Sozialstaatsprinzip fließende Gestaltungsauftrag verpflichtet den Gesetzgeber verfassungsrechtlich, sich um einen „erträglichen Ausgleich der widerstreitenden Interessen und um die Herstellung erträglicher Lebensbedingungen für alle zu bemühen“[5]. Zugleich folgt aus Art. 1 Abs. 1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip die Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums. Dieses Grundrecht ist dem Grund nach unverfügbar, bedarf aber der Konkretisierung und stetigen Aktualisierung durch den Gesetzgeber[6]. Die staatliche Verantwortung ist zeit- und situationsabhängig, also auch an der Prosperität der Gesellschaft orientiert. Der darüber hinaus bestehende Auftrag zur Gestaltung der Lebensverhältnisse im Sinn sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit (vgl § 1 SGB I) beruht auf der Erkenntnis, dass sich in der gesellschaftlichen Wirklichkeit das allgemeine Beste nicht im freien Spiel der Kräfte, sozusagen von selbst, ergibt[7]. Die vor dem Hintergrund dieser Selbstverständlichkeit bestehende Gestaltungsaufgabe des Staates ist nicht im Einzelnen verfassungsrechtlich festgelegt, der Staat hat einen Gestaltungsspielraum. Eine grundsätzliche Abkehr von den zum Grundbestand des sozialen Rechtsstaats gehörenden Einrichtungen ist verfassungsrechtlich ausgeschlossen. Wie das Rechtsstaatsprinzip gehört das Sozialstaatsprinzip zu den tragenden Verfassungsgrundsätzen, die zusammen mit dem Schutz der Menschenwürde (Art. 1 Abs. 1 GG) gemäß Art. 79 Abs. 3 GG den Kernbestand der Verfassungsordnung ausmachen.
Nur in Ausnahmefällen könnte sich aus dem Sozialstaatsprinzip eine unmittelbare Verpflichtungs- und Berechtigungswirkung auf der Ebene der Rechtsanwendung ergeben. Sozialrechtliche Leistungsansprüche bedürfen einer gesetzlichen Grundlage (§ 31 SGB I). Diese findet sich in den jeweiligen Gesetzen des Sozialgesetzbuchs und der besonderen Teile des Sozialgesetzbuchs (§ 68 SGB I). Soweit der gebotene soziale Mindeststandard gewährleistet bleibt, liegt es im Gestaltungsermessen des Gesetzgebers, auf welche Weise er soziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit herstellt[8]. Seine praktische Bedeutung hat das Sozialstaatsprinzip (mittelbar) bei der Auslegung der die Sozialleistungen vermittelnden Gesetze. Das Sozialstaatsprinzip wirkt nicht als Bestandsgarantie für einzelne individuelle Leistungsansprüche. Diese können aber, wenn sie durch eigene Leistungen sozusagen verdient worden sind, durch Art. 14 GG geschützt sein. Das gilt namentlich für die durch Beitragsleistungen erworbenen Ansprüche (und zuvor schon Anwartschaften) aus der gesetzlichen Rentenversicherung (Rn 18). Schließlich kann das Sozialstaatsprinzip die Rechtfertigung für gesetzgeberisches Eingreifen abgeben.

Beispiele: (1) Das Grundrecht auf Gewährleistung eines menschenwürdigen Existenzminimums aus Art. 1 GG iVm dem Sozialstaatsprinzip sichert jedem Hilfebedürftigen diejenigen materiellen Voraussetzungen zu, die für seine physische Existenz und für ein Mindestmaß an Teilhabe am gesellschaftlichen, kulturellen und politischen Leben unerlässlich sind[9]. (2) Die Mitgliedschaft in der Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung ist für die Arbeitnehmer Pflicht (siehe § 5 Abs. 1 Nr 1 SGB V; § 1 Nr 1 SGB VI; § 20 Abs. 1 S. 2 Nr 1 SGB XI; § 25 Abs. 1 SGB III; in der gesetzlichen Unfallversicherung für die Unternehmen §§ 121 ff, § 136, §§ 150 ff SGB VII, Rn 125); diese Pflichtmitgliedschaft wirkt als Eingriff in die allgemeine Handlungsfreiheit des Art. 2 Abs. 1 GG. Das Sozialstaatsprinzip rechtfertigt die Versicherungspflicht, denn das sozialstaatliche Anliegen der sozialen Sicherheit wäre nicht zu erreichen, wenn der in Betracht kommende Personenkreis nicht umfassend in die Versicherung einbezogen würde[10]. (3) Auch die für die Sozialversicherung typische Orientierung der Beiträge am Einkommen der Versicherten (in der Privatversicherung gibt es das nicht, die Prämien richten sich nach dem abzudeckenden Risiko) findet die Rechtfertigung im Sozialstaatsprinzip: Das Sozialstaatsprinzip ist hier Differenzierungsgrund iSv Art. 3 Abs. 1 GG[11].
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Schließlich ist festzuhalten, dass das Sozialstaatsprinzip keineswegs nur durch das Sozialrecht verwirklicht wird, sondern auch in anderen Rechtsgebieten eine wichtige Rolle spielt: durchgehend im Arbeitsrecht, ferner in Teilen des Bürgerlichen Rechts (Mieterschutz, Verbraucherschutz), im Prozessrecht (Prozesskostenhilfe, Pfändungsschutz), zu einem nicht geringen Teil schließlich im Steuerrecht (Kinderfreibeträge, Progression der Einkommensteuersätze)[12].
In der Corona-Situation erweist sich der Sozialstaat als der wirksame Rettungsanker; die Verbindung von Demokratie und Sozialstaat ist in der Lage, Freiheit, soziale Sicherheit, wirtschaftliche Chancen und Gesundheit in der Krise in der Balance zu halten. Dies entspricht der Erwartung der Menschen[13].




2. Freiheitsrechte
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Schrifttum: Neumann, Sozialstaatsprinzip und Grundrechtsproblematik, DVBl. 1997, 92; Papier/Shirvani, Der Einfluss des Verfassungsrechts auf das Sozialrecht, in: SRH, § 3, Rn 42 ff, 120 ff; Rüfner, Sozialrecht in der Rechtsprechung des BVerfG, Jahrbuch des Sozialrechts der Gegenwart, Bd. 16, 1994, S. 25; Söllner, Die Wahrung der Grundrechte als gemeinsame Aufgabe von Bundessozialgericht und Bundesverfassungsgericht, in: Festschrift 50 Jahre Bundessozialgericht, 2004, S. 43.

Die Freiheitsrechte haben auf verschiedene Weisen Bedeutung im Sozialrecht.
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a) In ihrer Funktion[14] als Abwehrrechte sichern die Grundrechte Freiheiten gegen staatliche Eingriffe. Unter diesem Aspekt kann verlangt werden, dass Eingriffe nicht erfolgen; wenn sie geschehen sind, dass sie beseitigt werden.
Beispiele: (1)
In dieser Funktion haben Grundrechte im Sozialrecht zB Bedeutung erlangt, wenn sich Versicherungspflichtige gegen ihre Pflichtmitgliedschaft in der Sozialversicherung gewandt haben[15]. Einschlägig ist hier nicht die negative Vereinigungsfreiheit (Art. 9 Abs. 1 GG), sie schützt allein vor privatrechtlichen Zwangszusammenschlüssen[16]. Die Verfassungsmäßigkeit öffentlich-rechtlicher Zwangsmitgliedschaften ist an Art. 2 Abs. 1 GG zu messen, sie verstieß jedoch in den vom BVerfG geprüften Fällen nicht gegen Art. 2 Abs. 1 GG. (2) In seiner Funktion als Abwehrrecht ist weiter etwa Art. 12 GG bedeutsam, wenn die Zulassung als Leistungserbringer der Krankenkassen (Zulassung als Vertragsarzt, Vertragszahnarzt etc) beschränkt werden soll. Bedeutung hat dies im Zusammenhang mit dem Bestreben, im Interesse der Kostendämpfung im Gesundheitswesen die Zahl der Anbieter, namentlich der Ärzte, zu begrenzen oder die Zulassung sonst wie zu steuern (Rn 229). (3) Art. 14 GG ist in seiner Funktion als Abwehrrecht im Hinblick auf sozialrechtliche Rentenansprüche und Rentenanwartschaften bedeutsam. Sozialrechtliche Rechtspositionen können Eigentumsschutz genießen. Seit seiner Entscheidung zum Versorgungsausgleich erkennt das BVerfG an, dass Rentenansprüche und Rentenanwartschaften durch Art. 14 Abs. 1 GG geschützt sind. Voraussetzung für den Eigentumsschutz sozialrechtlicher Rechtspositionen ist nach der Rechtsprechung des BVerfG, dass es sich um eine vermögenswerte Rechtsposition handelt, die nach Art eines Ausschließlichkeitsrechts dem Rechtsträger als privatnützig zugeordnet ist. Sie muss dabei im Zusammenhang mit einer eigenen Leistung stehen, darf also nicht ausschließlich auf einem Anspruch beruhen, den der Staat in Erfüllung seiner Fürsorgepflicht durch Gesetz einräumt[17].
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b) In ihrer objektiv-rechtlichen Funktion sind die Grundrechte objektive Wertentscheidungen[18]. In dieser Funktion sind sie für die Auslegung und Anwendung des einfachen Rechts, also auch des Sozialrechts, durch Rechtsprechung und Verwaltung bedeutsam. Die Grundrechte wirken in dieser Funktion auch auf die Gestaltungen durch den Gesetzgeber ein. Sie verpflichten den Staat auf den Schutz der Grundrechte und setzen Maßstäbe für die Gestaltung des Rechts.
Beispiele:
Unter diesem Gesichtspunkt sind im allgemeinen Verfassungsrecht anerkannt etwa die Schutzfunktion des Staates gegenüber werdendem Leben[19] oder Anforderungen an die organisatorische Gestalt der Universitäten und des Rundfunkwesens[20]. Das gesamte Sozialrecht dient der Sicherung eines menschenwürdigen Daseins und der freien Entfaltung der Persönlichkeit; die Ausgestaltung durch den Gesetzgeber, zB bei Mitwirkungspflichten und Sanktionsregelungen im Grundsicherungsrecht (Rn 527), muss den Schutzauftrag des Staates gemäß Art. 1 Abs. 1 S. 2 GG beachten[21].

Einklagbare Ansprüche und genaue Verpflichtungen des Gesetzgebers lassen sich unter diesem Gesichtspunkt regelmäßig nicht herleiten. Die Klage eines Einzelnen könnte auch unter dem Gesichtspunkt des Schutzes der Freiheitsrechte, ähnlich wie im Hinblick auf das Sozialstaatsprinzip dargelegt, nur Erfolg haben, wenn der Staat seine diesbezüglichen Aufgaben in ungewöhnlichem Maß missachten würde. Insoweit können Freiheitsrechte auch im Sozialrecht in Verbindung mit dem Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) zu einem Anspruch auf ermessensfehlerfreie Entscheidung oder sogar zu Leistungsansprüchen führen (dazu sogleich 3.).



3. Gleichheitssatz
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Schrifttum: Axer, Soziale Gleichheit – Voraussetzung oder Aufgabe der Verfassung?, VVDStRL 68 (2009), S. 177 ff; Bieback, Gleichbehandlungsgrundsatz und Sozialrecht, SGb 1989, 46; Davy, Soziale Gleichheit – Voraussetzung oder Aufgabe der Verfassung?, VVDStRL 68 (2009), S. 122 ff; Papier/Shirvani, Der Einfluss des Verfassungsrechts auf das Sozialrecht, in: SRH, § 3, Rn 91 ff; Sachs, Die Auswirkungen des allgemeinen Gleichheitssatzes auf das Sozialrecht in der Rechtsprechung des BVerfG, VSSR 1994, 33; Spellbrink, Die Grundrechte – tägliches Brot des Sozialrichters, in: Bender/Eicher (Hrsg.), Sozialrecht – eine Terra incognita, 2009, S. 25 ff (insb. S. 41 ff).
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Dem allgemeinen Gleichheitssatz (Art. 3 Abs. 1 GG) kommt im Sozialrecht, ebenso wie sonst im Bereich der Leistungsverwaltung, erhebliche Bedeutung zu. Jeder kann verlangen, bei der Vergabe von Sozialleistungen unter Beachtung des Gleichheitssatzes bedacht zu werden. Daraus kann sich ein Leistungsrecht ergeben, wenn andere in vergleichbarer Situation Sozialleistungen erhalten. Allerdings darf der Gesetzgeber bei der Regelung von Massentatbeständen typisieren und pauschalieren[22].
Beispiele:
In diesem Sinn hat das BVerfG den generellen Ausschluss der Studierenden vom Bezug des Arbeitslosengeldes wegen Verstoßes gegen den allgemeinen Gleichheitssatz als verfassungswidrig angesehen[23]. Verfassungswidrig war es auch, bei der Leistung von Arbeitslosenhilfe Alleinstehende, Ehegatten und Partner eheähnlicher Gemeinschaften ungleich zu behandeln[24]. Die frühere Ungleichbehandlung von Männern und Frauen bei den Altersgrenzen der gesetzlichen Rentenversicherung hat das BVerfG als mit Art. 3 Abs. 2 GG vereinbar angesehen, weil versicherte Frauen in manchen Hinsichten gegenüber versicherten Männern im Nachteil waren (ua durch schlechtere Ausbildung, Unterbrechungen der Berufstätigkeit, typische Doppelbelastung durch Beruf und Kindererziehung)[25]. Ein Verstoß gegen Art. 3 Abs. 1 GG iVm Art. 6 Abs. 1 GG liegt vor, wenn Pflegeversicherte mit Kindern (die durch die Kindererziehung einen Beitrag zur Funktionsfähigkeit umlagefinanzierter Sozialversicherung leisten) gleich hohe Beiträge zahlen wie kinderlose Versicherte[26]; §§ 55 Abs. 3, 58 Abs. 1 S. 3 SGB XI ziehen daraus die Konsequenz. Im Zusammenhang mit dem Sozialrecht ergeben sich für den Gesetzgeber auch Anforderungen an die Ausgestaltung der Besteuerung von Renten aus der gesetzlichen Rentenversicherung und Beamtenpensionen[27].




4. Gesetzgebungs- und Verwaltungskompetenz
22

Schrifttum: Muckel/Ogorek/Rixen, Sozialrecht, § 2 Rn 4 ff; Papier/Shirvani, Der Einfluss des Verfassungsrechts auf das Sozialrecht, in: SRH, § 3, Rn 11 ff.
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Das Sozialrecht ist, wie dargelegt, ganz überwiegend Bundesrecht. Dem Bund ist aber nicht „das Sozialrecht“ im Sinn einer Gesamtmaterie zugewiesen, die Gesetzgebungszuständigkeit des Bundes ergibt sich vielmehr jeweils aus speziellen Bestimmungen. Besonders wichtig sind die Kompetenzen des Bundes gemäß Art. 73 Abs. 1 Nr 13 (Versorgung der Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen und Fürsorge für die ehemaligen Kriegsgefangenen), gemäß Art. 74 Abs. 1 Nr 7 GG (öffentliche Fürsorge) und Art. 74 Abs. 1 Nr 12 GG (Sozialversicherung einschließlich der Arbeitslosenversicherung). Der Bund hat in umfassender Weise von seiner Gesetzgebungskompetenz Gebrauch gemacht.
Als das Grundgesetz geschaffen wurde, hat es „das Sozialrecht“ noch nicht gegeben. Umstritten ist deshalb, ob dem Bund eine umfassende Gesetzgebungskompetenz für das Sozialrecht insgesamt zusteht[28]. Das Bundesverfassungsgericht hat die jeweiligen Kompetenzvorschriften stets weit ausgelegt, es spricht aber nicht von einer Bundeskompetenz für das Sozialrecht insgesamt[29]. Der Begriff „Sozialversicherung“ iSv Art. 74 Abs. 1 Nr 12 GG wird zu Recht allgemein als „weitgefasster verfassungsrechtlicher Gattungsbegriff“ bezeichnet, der alles umfasst, was sich in der Sache als Sozialversicherung darstellt[30]. Anerkanntermaßen kann die Sozialversicherung Selbstständiger unter den Begriff der Sozialversicherung fallen, wie das BVerfG für die Sozialversicherung der Künstler entschieden hat[31]. Zur Sozialversicherung iSv Art. 74 Abs. 1 Nr 12 GG gehört ferner das Vertragsarztrecht (früher Kassenarztrecht genannt), der Bund hat also die Kompetenz, die öffentlich-rechtlichen Rechte und Pflichten der Vertragsärzte zu regeln[32]; Art. 74 Abs. 1 Nr 19 GG deckt insoweit Zulassungsfragen ab. Unter dem Strich bleiben für die Länder im Sozialrecht nur Gesetzgebungskompetenzen in Randbereichen, denen sich der Bund bisher nicht zugewandt hat. Hierzu gehört etwa die öffentlich-rechtliche Versicherung von Angehörigen freier Berufe auf berufsständischer Basis (zB Versorgungswerke der Rechtsanwälte).

Die Ausführung der bundesrechtlichen Sozialgesetze ist gemäß Art. 30, 83 GG grundsätzlich Ländersache.



5. Soziale Grundrechte
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Schrifttum: Benda, Gedanken zum Sozialstaat, RdA 1981, 137; Böckenförde, Die sozialen Grundrechte im Verfassungsgefüge, in: Böckenförde/Jekewitz/Ramm (Hrsg.), Soziale Grundrechte, 1981, S. 7; Eichenhofer, Sozialrecht, Rn 109 ff; Hesse, Bedeutung der Grundrechte, in: Benda/Maihofer/Vogel (Hrsg.), Handbuch des Verfassungsrechts, 2. Aufl., 1994, § 5 Rn 31 f; Guggenberger/Stein (Hrsg.), Die Verfassungsdiskussion im Jahr der deutschen Einheit, 1991; Wipfelder, Die verfassungsrechtliche Kodifizierung sozialer Grundrechte, ZRP 1986, 140.



25

Das Grundgesetz enthält soziale Rechte, insbesondere der Mütter auf den Schutz und die Fürsorge der Gemeinschaft (Art. 6 Abs. 4 GG) und der nicht ehelichen Kinder auf Gleichstellung mit den ehelichen Kindern (Art. 6 Abs. 5 GG). Andere soziale Grundrechte wie ein Recht auf Arbeit, ein Recht auf angemessenen Wohnraum oder ein Recht auf soziale Sicherung sind nicht in das Grundgesetz aufgenommen worden.
Soziale Grundrechte haben eine andere Struktur als die herkömmlichen Freiheits- oder Gleichheitsrechte. Es geht bei ihnen nicht darum, dass sie vor Eingriffen schützen, sondern dass sie verwirklicht werden. Sie würden sich dabei nicht als verfassungsrechtliche Anspruchsgrundlagen formulieren lassen, soziale Grundrechte könnten lediglich den Staat zu ihrer Verwirklichung verpflichten. Als Gestaltungsaufträge eingeführte soziale Grundrechte könnten die Themen näher konkretisieren, denen die Verfassung besondere Bedeutung zumisst. Was den Bereich des Sozialrechts angeht, würden sie besonders betonen, was heute der Sozialstaatsklausel entnommen wird. Die praktische Bedeutung behielten diejenigen einfach-gesetzlichen Vorschriften des im Einzelnen ausdifferenzierten Sozialrechts, die abgegrenzte Rechtsansprüche einräumen.
Durch den Vertrag von Lissabon ist die Charta der Grundrechte Bestandteil des Europäischen Unionsrechts geworden, Art. 6 Abs. 1 S. 1 EUV. Die dort geregelten sozialen Grundrechte (zB Art. 34, 35 GR-Charta) binden im Anwendungsbereich des Unionsrechts auch den deutschen Gesetzgeber.



III. Sozialrecht und Verwaltungsrecht
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Schrifttum: Henke, Die Rechtsformen der sozialen Sicherung und das allgemeine Verwaltungsrecht, VVDStRL 28 (1970), 149; Kingreen/Rixen, Sozialrecht: Ein verwaltungsrechtliches Utopia? DÖV 2008, 741; Rixen, Sozialrecht als öffentliches Wirtschaftsrecht, 2005; ders., Sozialrecht und allgemeines Verwaltungsrecht, in: Masuch et al. (Hrsg.), Denkschrift 60 Jahre Bundessozialgericht, Bd. 1, 2014, S. 351; Rüfner, Die Rechtsformen der sozialen Sicherung und das Allgemeine Verwaltungsrecht, VVDStRL 28 (1970), 187; Schnapp, Sozialrecht und Verwaltungsrecht, SGb 1979, 200.

Fall 2
(nach BSGE 91, 1 ff): Die im Mai 1936 geborene A sprach im Mai 1995 bei der Bundesversicherungsanstalt für Angestellte vor und informierte sich über die für sie in Betracht kommenden Möglichkeiten, Altersrente zu beziehen. Ihr wurde, fehlerhaft, mitgeteilt, dass sie erst im Alter von 65 Jahren die Altersrente in Anspruch nehmen könne. Als A erfährt, dass sie doch schon mit 60 Jahren eine Altersrente für Frauen hätte in Anspruch nehmen können, beantragte sie am 15.2.2000 die Bewilligung einer Altersrente für Frauen ab dem 1. Juni 1996. Die Bundesversicherungsanstalt für Angestellte lehnte den Rentenantrag ab. Rn 29, 371
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1. Das Sozialrecht als Rechtsgebiet zählt zum öffentlichen Recht, es ist ein Teilgebiet des Besonderen Verwaltungsrechts. Für den Bereich des als rein einseitige staatliche Leistung zu erbringenden Sozialrechts (zB WoGG, BKGG, BAföG) versteht sich dies von selbst. Der Bereich der Sozialversicherung ist durch den Zusammenschluss von Risikogemeinschaften gekennzeichnet, der, wie das Versicherungswesen allgemein zeigt, auch privatrechtlich organisiert sein kann. Seit der Bismarckschen Sozialgesetzgebung ist die Sozialversicherung aber aus heute noch tragfähigen Gründen öffentlich-rechtlich verfasst. Auf der Leistungserbringung durch Träger hoheitlicher Gewalt beruht deren grundsätzlich öffentlich-rechtliche Handlungsweise.
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2. Der Gesetzgeber hat den Sozialleistungsträgern dafür mit dem 1. Kapitel des SGB X ein spezielles Verwaltungsverfahrensgesetz an die Hand gegeben (§§ 1–66 SGB X, Rn 647 ff). Dieses kennt im Wesentlichen dieselben Begriffe und Institute wie die allgemeinen Verwaltungsverfahrensgesetze des Bundes und der Länder, deren Regelungen weitestgehend wörtlich übernommen sind. Auf die Erfordernisse des Sozialrechts zugeschnittene Besonderheiten finden sich vor allem hinsichtlich der Bestandskraft von Verwaltungsakten (Leistungsbescheiden); hier ist der Vertrauensschutz zu Gunsten des Sozialleistungsempfängers verstärkt und die Bindungswirkung in seinem Interesse abgeschwächt (siehe §§ 39 ff SGB X).
Man kann also auf die Rechtskenntnisse im Verwaltungsrecht zurückgreifen, die allgemeinen verwaltungsrechtlichen Regeln und Prinzipien beanspruchen auch für das Sozialverwaltungsrecht Geltung. Auch im Sozialverwaltungsrecht begegnet insbesondere die Handlungsform des Verwaltungsakts (§ 31 SGB X entspricht § 35 VwVfG). Allerdings steht im Sozialverwaltungsrecht der Aspekt der Leistungsverwaltung im Vordergrund. Bekanntlich ist der Rechtsbegriff des Verwaltungsakts in seiner ursprünglichen Konzeption an der (punktuellen) polizeilichen Verfügung orientiert. Was die Bedeutung und Tauglichkeit des Instruments des Verwaltungsakts für den Bereich der Leistungsverwaltung angeht, kann indessen heute auf gesicherte Erkenntnisse der verwaltungsrechtlichen Lehre zurückgegriffen werden.
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3. Eine Besonderheit des Sozialrechts besteht darin, dass nicht selten die Leistungsverhältnisse und zudem die sozialrechtlichen Mitgliedschafts- und Beitragsverhältnisse Dauerrechtsverhältnisse sind. So wie begrifflich die Verwaltungsrechtslehre das Verwaltungsrechtsverhältnis als einen speziellen Fall des Rechtsverhältnisses ansieht und als besonderen Fall des Verwaltungsrechtsverhältnisses das verwaltungsrechtliche Schuldverhältnis kennt, spricht das Sozialrecht von dem Sozialrechtsverhältnis als öffentlich-rechtlichem (Dauer-)Schuldverhältnis, das mit dem zentralen Begriff des Verwaltungsakts nicht vollständig erfasst werden kann[33]. Die Affinität des Sozialrechtsverhältnisses zum privatrechtlichen Schuldverhältnis ist offenkundig. Es kann nicht verwundern, dass vor diesem Hintergrund zahlreiche der in §§ 38–59 SGB I geregelten Grundsätze des Leistungsrechts aus dem Privatrecht bekannt sind. Erfüllen Sozialleistungsträger ihre öffentlich-rechtlichen Pflichten nicht, besteht nach Grundsätzen der Rechtsprechung und Lehre auf der Basis des öffentlich-rechtlichen Schuldverhältnisses zwischen den Bürgern und dem Sozialleistungsträger ein im Weg richterlicher Rechtsfortbildung entwickelter verschuldensunabhängiger Herstellungsanspruch[34].
Dieser vom BSG richterrechtlich entwickelte verschuldensunabhängige sozialrechtliche Herstellungsanspruch knüpft an die Verletzung behördlicher Auskunfts-, Beratungs- und Betreuungspflichten (als Nebenpflichten im Sozialrechtsverhältnis) einen Anspruch auf Naturalrestitution[35]. Voraussetzung des Herstellungsanspruchs ist, dass eine Pflichtverletzung des Sozialleistungsträgers vorliegt, die kausal zu einem Nachteil des Anspruchstellers geführt hat. Er ist gerichtet auf die „Vornahme einer Rechtshandlung zur Herstellung desjenigen Zustandes (…), der bestehen würde, wenn der Sozialleistungsträger die ihm aus dem Sozialleistungsverhältnis erwachsenen Nebenpflichten ordnungsgemäß wahrgenommen hätte“[36]. Im Einzelnen darf der sozialrechtliche Herstellungsanspruch nicht dazu führen, dass eine Amtshandlung vorgenommen wird, die auf ein gesetzwidriges Verhalten des Sozialleistungsträgers hinausliefe[37]. In diesen Fällen scheidet der Herstellungsanspruch, trotz Vorliegens seiner Voraussetzungen, nach dem Prinzip der Gesetzmäßigkeit der Verwaltung (Art. 20 Abs. 3 GG) aus. Mit dem Herstellungsanspruch kann also nur eine Amtshandlung begehrt werden, die mit dem jeweiligen Gesetzeszweck in Einklang steht, die also nicht nur ihrer Bezeichnung, sondern auch ihrer wesentlichen Struktur nach im Gesetz vorgesehen ist[38]. Ferner darf durch den Herstellungsanspruch keine Tatbestandsvoraussetzung umgangen werden, deren Nichtvorliegen nicht auf dem fehlerhaften Verhalten des Sozialleistungsträgers beruht, oder von der der Antragsteller nicht befreit werden kann[39]. Zugleich ist stets im Auge zu behalten, welche Regelungslücke der auf richterlicher Rechtsfortbildung beruhende sozialrechtliche Herstellungsanspruch schließt: Er soll, wie das BSG formuliert[40], eine Lücke im Schadensersatzrecht schließen, die dadurch entsteht, dass im Weg der Amtshaftung keine Naturalrestitution begehrt werden kann. Ein Herstellungsanspruch scheidet mithin aus, wenn die Folgen einer Pflichtverletzung abschließend geregelt wurden (zB bei fehlender Arbeitslosmeldung gemäß § 141 Abs. 3 SGB III). Es muss somit eine Regelungslücke bestehen; das Begehren des Bürgers darf nicht schon mittels vorhandener Normen lösbar sein. Von einem Schadensersatzanspruch im Weg der Amtshaftung unterscheidet sich der Herstellungsanspruch gerade durch die Möglichkeit, eine Amtshandlung zu erzwingen. Begehrt der Anspruchsteller dagegen eine Entschädigungszahlung, lässt sich dies nur mit dem Amtshaftungsanspruch (§ 839 BGB iVm Art. 34 GG) erreichen. Gleichwohl kann Anspruchsinhalt des Herstellungsanspruchs aber auch eine Geldzahlung sein, wenn die begehrte und aufgrund einer Pflichtverletzung nicht gewährte Sozialleistung eine Geldleistung ist (zB eine Rente).

Im Ausgangsfall 2 stand A materiell-rechtlich – nach dem bis Ende 1999 geltenden Recht – gemäß § 39 S. 1 SGB VI aF mit 60 Jahren Rente zu, allerdings nur unter der Voraussetzung eines unter Beachtung von § 99 Abs. 1 S. 2 SGB VI gestellten Antrags (vgl dazu unten Rn 396). Dieses Gestaltungsrecht hat A jedoch nicht rechtzeitig ausgeübt. Der richterrechtlich entwickelte sozialrechtliche Herstellungsanspruch bewirkt aber, dass A so zu behandeln ist, als ob sie den Antrag schon 1996 gestellt hätte. Denn der Antrag unterblieb aufgrund einer fehlerhaften Beratung, sodass eine Pflichtverletzung vorliegt, die kausal für die nachteilige Disposition der A war. Damit steht A ein Anspruch auf Altersrente rückwirkend vom 1. Juni 1996 an zu. Diese Rechtsfolge führt auch nicht zu einem gesetzwidrigen Zustand und kann daher im Weg des Herstellungsanspruchs verlangt werden[41].
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4. Der öffentlich-rechtlichen Konzeption des Sozialrechts folgt naturgemäß der Rechtsschutz. Öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in sozialrechtlichen Angelegenheiten gehen zum Teil vor die allgemeinen Verwaltungsgerichte und zum Teil vor die Sozialgerichte als besondere Verwaltungsgerichte (Rn 691).



IV. Sozialrecht und Privatrecht
31

Schrifttum: Deinert, Privatrechtsgestaltung durch Sozialrecht, 2007; Eichenhofer, Sozialrecht und Privatrecht – Komplexe und komplizierte Wechselbeziehungen, in: Gedächtnisschrift für Heinze, 2005, S. 145; Fuchs, Zivilrecht und Sozialrecht, 1992; Gitter, Schadensausgleich im Arbeitsunfallrecht, 1969; v. Koppenfels-Spies, Kongruenzen und Inkongruenzen im sozial- und privatrechtlichen Haftungsrecht, SDSRV, Band 62, 2012, S. 87; Nef, Der Einfluss des Sozialversicherungsrechts auf das Privatrecht, Schweizerische Juristenzeitung 1981, 17; Neuner, Privatrecht und Sozialstaat, 1999; Preis, Koordinationskonflikte zwischen Arbeits- und Sozialrecht, NZA 2000, 914; Repgen, Die soziale Aufgabe des Privatrechts, 2001; Ruland, Familiärer Unterhalt und Leistungen der sozialen Sicherheit, 1973; Waltermann, Gegenwärtige Stellung des Privatrechts bei der Gewährleistung sozialer Sicherheit, in: Soziale Sicherheit durch öffentliches und Privatrecht, SDSRV, Band 51, 2004, S. 55; Weitnauer, Der Schutz des Schwächeren im Zivilrecht, 1975.

Fall 3:
Während der Arbeitszeit wird Arbeitnehmer A, auf dem Beifahrersitz eines LKW vom Steinbruch zur Straßenbaustelle unterwegs, verletzt, als sein Arbeitskollege S aus Unaufmerksamkeit auf einen Bus auffährt. Stehen A wegen seiner Körperverletzungen Schadensersatzansprüche gegen S zu? Rn 37
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1. Das Sozialrecht zählt, wie dargelegt, zum öffentlichen Recht. Wegen der öffentlich-rechtlichen Verfasstheit der Sozialleistungsträger sind nach der (modifizierten) Subjektstheorie die meisten sozialrechtlichen Rechtssätze Sätze des öffentlichen Rechts. Vor allem im Sozialversicherungsrecht (aber keineswegs nur dort) hat das Sozialrecht aber einen materiellen Gehalt, wie ihn sonst Rechtssätze des Privatrechts haben. Das Sozialrecht und das Privatrecht leisten auf unterschiedliche Weise ihren Beitrag zu dem für die Gesellschaft zentralen Anliegen der Existenzsicherung des Einzelnen:
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Das Privatrecht gibt den rechtlichen Rahmen für die privatautonome Organisation der Existenzsicherung der Privaten untereinander. Auf der Basis des bürgerlich-rechtlichen Vertragsrechts vollziehen sich die Güterbeschaffung (insbesondere durch Kauf), die Gebrauchsüberlassung (insbesondere die Wohnraummiete) und die Inanspruchnahme von Dienstleistungen (namentlich auf Basis von Dienstverträgen, Werkverträgen, Geschäftsbesorgungsverträgen). Auf der Basis des bürgerlich-rechtlichen Deliktsrechts beruht der Ausgleich von Körper- und Sachschäden (§§ 823 ff BGB, Gefährdungshaftung der bürgerlich-rechtlichen Spezialgesetze). Das Bürgerliche Recht und das Arbeitsrecht organisieren den Austausch von Arbeitsleistung gegen Entgelt, der in unserer auf die Existenzsicherung durch abhängige Beschäftigung ausgerichteten Gesellschaft größte Bedeutung hat. Dabei enthält das Privatrecht eine Vielzahl von Vorschriften, die dem Anliegen der sozialen Gerechtigkeit und Sicherheit verpflichtet sind. Besonders deutlich wird dies im Arbeitsrecht, gleiches gilt aber zB auch für das Recht der Wohnraummiete oder für den Verbraucherschutz.
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Das Sozialrecht gibt dieser auf dem Privatrecht beruhenden Ordnung einen besonderen sozialstaatlichen Hintergrund: Es unterstützt zB unter bestimmten Voraussetzungen die Einzelnen bei der Erfüllung der privatrechtlichen Verpflichtung, Miete für den Wohnraum zu zahlen, durch Wohngeld, es leistet dem krankenversicherten Verkehrsunfallopfer Heilbehandlung und nach Erschöpfung der arbeitsrechtlichen Entgeltfortzahlung Entgeltersatz in Gestalt des Krankengeldes. Die Leistungsfähigkeit der privatrechtlich Unterhaltsverpflichteten wird durch Sozialleistungen wie Kindergeld, Elterngeld oder Ausbildungsförderung gestärkt. Bedürftige sind, soweit leistungspflichtige Familienangehörige ihre privatrechtlichen Verpflichtungen nicht erfüllen, durch Leistung von Unterhaltsvorschuss oder Sozialhilfe gesichert.
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2. Einige theoretisch und praktisch wichtige Berührungspunkte von Sozialrecht und Privatrecht seien zur Veranschaulichung hervorgehoben:
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a) Ein erster Berührungspunkt liegt im Haftungsrecht. Wie dargelegt (Rn 5), berühren sich Sozialrecht und privatrechtliches Haftungsrecht, wenn Sozialversicherte einen Körperschaden erleiden, für den ein Dritter bürgerlich-rechtlich schadensersatzpflichtig ist.
Sozialversicherte haben im Grundfall dann Anspruch auf Leistungen (insbesondere auf Krankenbehandlung und auf Zahlung von Krankengeld durch die gesetzliche Krankenversicherung). Erbringt wegen des Schadensereignisses ein Sozialleistungsträger Leistungen, geht der bürgerlich-rechtliche Schadensersatzanspruch im Wege der cessio legis auf ihn über (§ 116 SGB X). Dabei hat das Gesetz in § 116 Abs. 1–10 SGB X zahlreiche Rechtsfragen im Schnittfeld von Sozialrecht und Privatrecht gestalten müssen, damit das Nebeneinander von zivilrechtlicher Individualhaftung und sozialrechtlicher Leistungspflicht funktioniert (Rn 683 ff).
Ob und inwieweit ein Geschädigter nach dem Privatrecht Schadensersatz verlangen kann, hängt somit in alltäglichen Konstellationen davon ab, ob der Geschädigte sozialversichert ist. In Höhe der kongruenten Sozialleistung geht der privatrechtliche Anspruch, wie Fall 1 gezeigt hat, auf den Leistungsträger über. Das hat erhebliche praktische Bedeutung im Haftungsrecht[42]. Die Regressvorschrift des § 116 SGB X steht dabei im Schnittpunkt zweier wesensverschiedener rechtlicher Ausgleichungssysteme, des Systems der zivilrechtlichen Individualhaftung auf der einen und der Systeme der sozialrechtlichen Versicherung und der sozialen Fürsorge auf der anderen Seite. Die ins Auge springenden Unterschiede zwischen den beiden Ausgleichungssystemen sind folgende: Das Sozialrecht ist erstens zu schneller und effektiver Leistungserbringung verpflichtet, und zwar ohne Rücksicht darauf, wie es zu einem Schaden gekommen ist und wer dafür haftet. Die Schadensregulierung nach dem Privatrecht kann dagegen langwierig sein. Die Sozialleistung wird zweitens im Grundsatz unabhängig von einem Mitverschulden des geschädigten Leistungsempfängers in der gesetzlich vorgesehenen Höhe erbracht, nach den Regeln des Privatrechts können sich wegen Mitverschuldens oder wegen der Höchstsummenbegrenzungen der Gefährdungshaftung dagegen Deckungslücken ergeben. Das zivilrechtliche Haftungsrecht strebt drittens nach einer Totalreparation, während das Sozialrecht einen Mindest- oder Standardbedarf abdeckt. Die Rückgriffsvorschrift des § 116 SGB X sorgt dafür, dass über die endgültige Schadenstragung das Privatrecht entscheidet: Während das Sozialrecht de facto die Schadenskompensation erledigt, wird dem nach Sozialrecht verpflichteten Leistungsträger der Rückgriff gegen den privatrechtlich verpflichteten Schädiger eröffnet. In praktisch wichtigen Hinsichten ist deshalb das privatrechtliche Haftungsrecht ein Recht der Regressvoraussetzungen[43].
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Erleidet ein Unfallversicherter einen Arbeitsunfall (§ 8 SGB VII), der auf ein schuldhaftes Verhalten des Arbeitgebers oder eines Arbeitskollegen zurückgeht, ist der Einfluss des Sozialrechts auf das privatrechtliche Haftungsrecht noch stärker (Rn 343 ff). Der an sich bestehende bürgerlich-rechtliche Schadensersatzanspruch ist dann nach Maßgabe der §§ 104 ff SGB VII sogar ausgeschlossen, der Geschädigte erhält statt dessen Leistungen der gesetzlichen Unfallversicherung. Der Regress des Unfallversicherungsträgers ist gemäß § 110 SGB VII nur ausnahmsweise vorgesehen.
Im Ausgangsfall 3 kann A seinen Arbeitskollegen S nicht auf Schadensersatz wegen seiner Körperverletzungen in Anspruch nehmen. A wurde bei einer gemäß § 2 Abs. 1 Nr 1 SGB VII unfallversicherten Tätigkeit verletzt, er hat somit einen Arbeitsunfall (§ 8 Abs. 1 SGB VII) erlitten. Gemäß § 105 Abs. 1 SGB VII sind ua Arbeitskollegen, die durch eine betriebliche Tätigkeit einen Arbeitsunfall von Arbeitnehmern desselben Betriebs verursachen, grundsätzlich nicht zum Ersatz des Personenschadens verpflichtet.
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b) Ein wichtiger Berührungspunkt zwischen dem Sozialrecht und dem Arbeitsrecht ergibt sich daraus, dass sozialrechtliche Leistungen vielfach den Ausfall des Arbeitsentgelts ausgleichen, das Sozialrecht hat insofern eine Entgeltersatzfunktion. Es ist ein spezifisches Risiko der Industrie- und Arbeitsgesellschaft, dass die Einkommensquelle der in unselbstständiger Arbeit Beschäftigten (zeitweise) versiegt. Das Sozialrecht gleicht diese Einkommensverluste unter bestimmten Voraussetzungen, etwa durch Arbeitslosengeld nach dem Arbeitsförderungsrecht, durch Krankengeld der gesetzlichen Krankenversicherung, durch Verletztengeld der gesetzlichen Unfallversicherung und durch verschiedene Renten aus Unfallversicherung und Rentenversicherung aus.
Im Schnittfeld von Privatrecht und Sozialrecht werden die ökonomischen Wirkungen des Sozialrechts wenig beachtet. Gestaltungen des Rechts bilden, gerade auch im Sozialrecht, bewusst oder ungewollt Anreize, und sie bilden nicht selten Fehlanreize mit beachtlicher Wirkung. Konzeptionell gesehen ist es im Zusammenspiel von Sozialrecht und Arbeitsrecht in diesem Sinn nicht ohne Auswirkung, wenn der Gesetzgeber aus beschäftigungspolitischen Gründen sozialrechtlich Abgaben (bei der abgabenprivilegierten geringfügigen Beschäftigung, vgl § 8 SGB IV, § 249b S. 1 SGB V, § 172 Abs. 3 S. 1 SGB VI) reduziert oder nicht existenzsicherndes niedriges Arbeitsentgelt aus Steuermitteln aufstocken muss (vgl § 19, §§ 7, 9 SGB II). Hier sind die Wirkungen auf den Arbeitsmarkt zu bedenken. Abgabenprivilegierung und Aufstockung haben „Kombilohnwirkung“ und werden bei der Stellenplanung und bei der Vereinbarung der Löhne einkalkuliert, sodass sich die Verhältnisse nicht marktkonform entwickeln. Den Preis zahlen die Steuerzahler, insbesondere die Steuerzahler der nächsten Generation (Rn 141). Der 2015 eingeführte gesetzliche Mindestlohn (§§ 1, 3 MiLoG) wirkt dem entgegen.

Ein grundsätzlicher Berührungspunkt zwischen dem Sozialrecht und dem Arbeitsrecht liegt darin, dass die Versicherungspflicht in der Sozialversicherung (einschließlich der Arbeitslosenversicherung) in erster Linie an die Beschäftigung in abhängiger Arbeit anknüpft (siehe § 5 Abs. 1 Nr 1 SGB V, § 1 Nr 1 SGB VI, § 2 Abs. 1 Nr 1 SGB VII, § 20 Abs. 1 Nr 1 SGB XI, § 25 Abs. 1 SGB III). Arbeitsrechtliches Arbeitsverhältnis und sozialversicherungsrechtliche Beschäftigung sind im Wesentlichen deckungsgleich[44].


39

c) Zahlreiche Sozialleistungen sind von familienrechtlichen Beziehungen abhängig. So haben die Hinterbliebenenrenten der gesetzlichen Rentenversicherung, der gesetzlichen Unfallversicherung und des Rechts der sozialen Entschädigung zur Voraussetzung, dass den Hinterbliebenen ein familienrechtlicher Unterhaltsanspruch gegen den verstorbenen Versicherten zustand. An anderer Stelle wird der Unterhaltsverband der Familie durch Sozialleistungen wie Kindergeld, Elterngeld und Ausbildungsförderung gestärkt oder es wird seine materielle Existenz bei Bedarf durch Unterhaltsvorschuss oder Sozialhilfe gesichert. Im Krankenversicherungsrecht sind gemäß § 10 SGB V Familienangehörige beitragsfrei mitversichert.
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3. Für das Verhältnis von Privatrecht und Sozialrecht sind grundsätzlich zwei Konstellationen typisch[45]. Die Konstellation der Bedingtheit liegt vor, wenn in dem einen Bereich eine Rechtsfolge ausgelöst wird, soweit bestimmte tatbestandliche Voraussetzungen in dem anderen Rechtsbereich gegeben sind. In dieser Weise hängt das Sozialversicherungsverhältnis von der Beschäftigung in nicht selbstständiger Arbeit, insbesondere in einem Arbeitsverhältnis, ab. Die andere Konstellation ist die der Überschneidung von Privatrecht und Sozialrecht. Überschneiden sich Privatrecht und Sozialrecht, kommt zum einen in Betracht, dass ihre Rechtsvorschriften kumulativ gelten. Zum Beispiel zahlt die Krankenkasse Mutterschaftsgeld (§ 24i SGB V) und der Arbeitgeber dazu einen Zuschuss (§ 20 Abs. 1 MuSchG)[46]. Die andere Möglichkeit ist, dass entweder das Privatrecht oder das Sozialrecht allein zur Lösung des Problems berufen ist. So liegt es bei der bereits zur Sprache gebrachten Haftungsfreistellung im Unfallversicherungsrecht. Gemäß § 104 SGB VII ist der Unternehmer von der privatrechtlichen Schadensersatzhaftung freigestellt, weil er die Beiträge zur gesetzlichen Unfallversicherung allein zu zahlen hat und der Geschädigte die Versicherungsleistungen der gesetzlichen Unfallversicherung erhält. Das Sozialrecht nimmt hier also dem Privatrecht einen Teil des Deliktsrechts weg. In den Fällen der Überschneidung muss aber der eine Bereich den anderen nicht unbedingt verdrängen, wenn letztlich nur einer zur Lösung des Problems berufen ist. So liegt es, wenn die Rechtsordnung den Regress eröffnet. Unter den Voraussetzungen des praktisch bedeutsamen § 116 SGB X wird die privatrechtliche Schadensersatzforderung auf den Sozialleistungsträger kraft Gesetzes übergeleitet.





§ 2 Begriff und Aufgaben des Sozialrechts

I. Begriff
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Schrifttum: U. Becker, Das Sozialrecht: Systematisierung, Verortung und Institutionalisierung, in: SRH, § 1; Bley/Kreikebohm/Marschner, Sozialrecht, Rn 1 ff; Eichenhofer, Sozialrecht, Rn 1 ff; ders., Soziale Menschenrechte im Völker-, europäischen und deutschen Recht, 2012; Masuch et al. (Hrsg.), Grundlagen und Herausforderungen des Sozialstaats, Denkschrift 60 Jahre Bundessozialgericht, Bd. 1, 2014; dies. (Hrsg.), Grundlagen und Herausforderungen des Sozialstaats, Bundessozialgericht und Sozialstaatsforschung, Bd. 2, 2015; Schmied, Sozialrecht und Recht der sozialen Sicherheit. Die Begriffsbildung in Deutschland, Frankreich und der Schweiz, 1981; Wertenbruch, Sozialverfassung, Sozialverwaltung, 1974, S. 2; Zacher, Was ist Sozialrecht?, in: von Maydell/Eichenhofer (Hrsg.), Hans F. Zacher – Abhandlungen zum Sozialrecht, 1993, S. 249 ff; ders., Annäherung an eine Phänomenologie des Sozialrechts, in: Festschrift für Papier, 2013, S. 435 ff.
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Was Sozialrecht begrifflich ist, wird im Gesetz nicht bestimmt. Es geht darum, das Sozialrecht als Rechtsgebiet in der auch sonst der sozialen Gerechtigkeit und sozialen Sicherheit verpflichteten Rechtsordnung zu beschreiben. Die Lehre kennt einen formellen (pragmatischen) und einen materiellen (inhaltlichen) Begriff des Sozialrechts.



1. Formeller Begriff
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Zum Sozialrecht im formellen Sinn gehören ohne Rücksicht auf den Inhalt diejenigen Rechtssätze, die der Gesetzgeber dem Sozialrecht zuweist. Eine solche Zuordnung enthält das SGB I. Soweit Teilgebiete des Sozialrechts noch nicht in das Sozialgesetzbuch aufgenommen sind, gelten sie bis zu ihrer Einordnung in das Sozialgesetzbuch gemäß § 68 SGB I, soweit dort aufgezählt, als besondere Teile des Sozialgesetzbuchs. Gewiss berücksichtigt eine solche formelle, pragmatische Sichtweise nicht die Dynamik des Sozialrechts, auch trägt der Begriff zu einer rechtswissenschaftlichen Systembildung nichts bei. Mit dem formellen Begriff des Sozialrechts verbindet sich aber ein Konsens darüber, welche Gegenstände im Wesentlichen dem Sozialrecht angehören – und damit auch das Fachgebiet Sozialrecht in Wissenschaft, Lehre und Prüfung ausmachen.



2. Materieller Begriff
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Den materiellen Begriff des Sozialrechts zu beschreiben ist weit schwieriger. Dies setzt voraus, auf dem Hintergrund des bisher Entstandenen rechtswissenschaftlich zu formulieren, was Sozialrecht inhaltlich bedeutet. Dies zu definieren ist bisher nicht gelungen und wird auch nicht zufriedenstellend gelingen können. Bei der Bestimmung des Begriffs würde zudem über die Grenzen des deutschen Rechts hinaus gedacht werden müssen; oft wird im Ausland das Arbeitsrecht zum Sozialrecht gerechnet, was wir als Sozialrecht bezeichnen, wird international unter dem Einfluss des angloamerikanischen Rechts social security law, Recht der sozialen Sicherheit, genannt[1]. Man muss sich dem materiellen Begriff des Sozialrechts, auch wenn er sich nicht definieren lässt, aber wenigstens nähern:
a) Dabei orientiert man sich am besten an § 1 SGB I. Er formuliert die Ziele des Sozialrechts, die durch das Mittel der Sozialleistungen erreicht werden sollen: Gemäß § 1 Abs. 1 SGB I soll das Sozialrecht zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit Sozialleistungen einschließlich sozialer und erzieherischer Hilfen gestalten. Es soll im Näheren dazu beitragen, ein menschenwürdiges Dasein zu sichern, gleiche Voraussetzungen für die freie Entfaltung der Persönlichkeit, insbesondere auch für junge Menschen, zu schaffen, die Familie zu schützen und zu fördern, den Erwerb des Lebensunterhalts durch eine frei gewählte Tätigkeit zu ermöglichen und besondere Belastungen des Lebens, auch durch Hilfe zur Selbsthilfe, abzuwenden oder auszugleichen[2]. Es ist das Anliegen des Sozialrechts, den Sozialstaat zu verwirklichen. Bekanntlich ist dieses Anliegen jedoch keineswegs auf das Sozialrecht beschränkt. Etwa auch das im BGB geregelte Recht der Wohnungsmiete, das Verbraucherschutzrecht oder das gesamte Arbeitsrecht folgen diesem Anliegen. Das Sozialrecht unterscheidet sich von der Vielzahl der dem Anliegen sozialer Gerechtigkeit und Sicherheit verpflichteten Regeln aber dadurch, dass seine Vorschriften auf die Leitvorstellungen der sozialen Gerechtigkeit und der sozialen Sicherheit in besonderem Maß ausgerichtet sind. Im Ergebnis bezieht man sich bei der Bestimmung des materiellen Begriffs des Sozialrechts also auf die Aufgaben des Sozialrechts. Die damit verbundene Unschärfe wird man in Kauf nehmen müssen.
b) Soziale Sicherheit und soziale Gerechtigkeit erschöpfen sich dabei nicht in der Abwendung von Notlagen. In wichtigen Teilbereichen strebt das Sozialrecht die Absicherung eines gesellschaftstypischen Standards an, der über dem Mindeststandard liegen soll. Das gilt namentlich für die Bereiche der Sozialversicherung: In diesen Bereichen des Sozialrechts wird nicht fürsorglich ein Almosen gewährt, sondern es wird, dem auch im Privatrecht geläufigen Prinzip der Versicherung entsprechend, auf ein typisches Risiko (Krankheit, Pflegebedürftigkeit, Unfall, Invalidität und Alter, Arbeitslosigkeit) vorsorglich reagiert. Diese Vorsorge ist auf Beitragsleistungen gegründet, sozusagen erkauft, sie führt damit zu selbst erworbenen individuellen Ansprüchen auf die Gegenleistung. Auch bei einem privatrechtlich organisierten Versicherungsmodell würde man eine solche Vorsorge nicht auf die Abwendung von Notlagen beschränken. Genauso wenig geschieht dies in der Sozialversicherung.
Sozialrecht muss nicht ausschließlich darauf gerichtet sein, einen Leistungsempfänger zu begünstigen. So wie das Steuerrecht neben der Erzielung von Einnahmen für den Staat zugleich auch Lenkungsfunktionen wahrnimmt, verfolgen auch sozialrechtliche Regelungen nicht selten mehrere Zwecke. Das Ausbildungsförderungsrecht und das Arbeitsförderungsrecht (das auch Ausbildung und Umschulung regelt) etwa haben auch den Bedarf an qualifizierten Arbeitskräften im Auge. Man wird diese Regelungen aber trotzdem ohne Zweifel dem Sozialrecht zuordnen, weil die durch das Anliegen sozialer Gerechtigkeit und Sicherheit motivierte Förderung des Einzelnen im Vordergrund steht.




II. Aufgaben

1. Soziale Gerechtigkeit und soziale Sicherheit
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Die soeben unternommene Annäherung an den (letztlich nicht eindeutig definierbaren) materiellen Begriff des Sozialrechts erfolgte von der Aufgabe her. Der Gesetzgeber hat vor dem Hintergrund der Verfassung in § 1 SGB I die Aufgaben des Sozialgesetzbuchs beschrieben. Im Mittelpunkt stehen dabei die das Sozialstaatsprinzip konkretisierenden (unbestimmten) Rechtsbegriffe der „sozialen Gerechtigkeit“ und „sozialen Sicherheit“. Die Aufgaben des Sozialrechts lassen sich allerdings letztlich genauso wenig exakt umreißen wie der materielle Begriff des Sozialrechts.
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a) Soziale Gerechtigkeit im Sinn von § 1 Abs. 1 S. 1 SGB I ist erreicht, wenn jeder Mensch die Chance hat, die seinen individuellen Kräften und Fähigkeiten entsprechende soziale Stellung in der Gesellschaft zu erlangen[3]. Es geht um Verwirklichungschancen.
Die Grundlage für eine mögliche Wahrnehmung der Chance, eine den individuellen Kräften und Fähigkeiten entsprechende soziale Stellung zu erlangen, liegt in einer guten schulischen und beruflichen Aus- und Fortbildung sowohl der jungen Menschen als auch (das hat zunehmende Bedeutung) der bereits im Berufsleben Stehenden. Deshalb ist die Ausbildungs- und Arbeitsförderung (§ 3 SGB I; BAföG und SGB III) eine der Aufgaben des Sozialrechts. Soziale Gerechtigkeit fördert das Sozialrecht aber auch in der Weise, dass es den Zugang zu beitragsfinanzierten Sozialversicherungssystemen eröffnet (§ 4 SGB I) und in den Sozialversicherungssystemen die Beitragshöhe an das Einkommen und nicht an das zu versichernde Risiko knüpft. Der Gedanke sozialer Gerechtigkeit liegt auch der Entschädigung zu Grunde, wenn jemand einen Gesundheitsschaden erleidet, für dessen Folgen die staatliche Gemeinschaft einsteht, weil die Allgemeinheit für den Gesundheitsschaden eine gesteigerte Verantwortung trägt (§ 5 SGB I); dies betrifft Opfer von Kriegs- und Wehrdienst, von Straftaten oder von behördlich angeordneten oder empfohlenen Impfungen (Rechtsgrundlagen sind bis 2024 namentlich das BVG, das OEG und die §§ 56 ff IfSG. Mit Wirkung vom 1. Januar 2024 wird das SGB XIV als „Leitgesetz“ des Entschädigungsrechts in Kraft treten. Der sozialen Gerechtigkeit als Chancengleichheit dienen ferner Leistungen zur Minderung des Familienaufwands (§ 6 SGB I; BKGG, BEEG), Zuschüsse für angemessenes Wohnen (§ 7 SGB I; WoGG) und Leistungen der öffentlichen Jugendhilfe, die die Entwicklung junger Menschen fördern und die Erziehung in der Familie unterstützen und ergänzen sollen (§ 8 SGB I; SGB VIII). Zur Herstellung sozialer Gerechtigkeit kennt das Sozialrecht schließlich die Sozialhilfe, die das Existenzminimum in Notsituationen sichert, namentlich in den Fällen, in denen die anderen Hilfs- und Förderungssysteme versagen (§ 9 SGB I; SGB XII). Verstärkte Anstrengungen fordert das Sozialrecht in Bezug auf die Teilhabe behinderter Menschen (§ 10 SGB I; SGB IX). Wenn dann, wie bei der gesetzlichen Krankenversicherung, bei einkommensabhängig verschiedener Beitragshöhe allen Versicherten dieselben Leistungen erbracht werden, ergibt sich dadurch eine Umverteilung, welcher der Gedanke sozialer Gerechtigkeit zu Grunde liegt[4].
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b) Soziale Sicherheit ist im Sinn der Aufgabe des Sozialrechts gemäß § 1 Abs. 1 S. 1 SGB I erreicht, wenn der Einzelne in die Lage versetzt ist, auf (vor allem in wirtschaftlicher Hinsicht) verlässlicher Basis sein Leben zu gestalten[5]. Dieser Aspekt betont nicht die Chancengleichheit des Einzelnen bei der Verwirklichung seiner Persönlichkeit, sondern die vor allem materielle Existenzsicherung. Im Vordergrund steht hier die Sozialversicherung (§ 4 SGB I) in der gesetzlichen Kranken-, Pflege-, Unfall- und Rentenversicherung. Die Aufgabe des Sozialrechts liegt insoweit darin, die notwendigen Maßnahmen zum Schutz, zur Erhaltung, zur Besserung und zur Wiederherstellung der Gesundheit und der Leistungsfähigkeit zu gewährleisten und für die wirtschaftliche Sicherung bei Krankheit, Mutterschaft, Minderung der Erwerbsfähigkeit und Alter zu sorgen.
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c) Es zeigt sich, dass alle Sozialrechtsbereiche, mehr oder weniger, beiden Vorgaben zugeordnet werden können. Nur die Akzente sind verschieden gesetzt. Mit einer gewissen Ungenauigkeit kurz zusammengefasst ist es die Aufgabe des Sozialrechts, die Wertvorstellungen des Grundgesetzes über die Würde des Menschen (Art. 1 Abs. 1 GG) und über den sozialen Rechtsstaat (Art. 20 Abs. 1 und Art. 28 Abs. 1 S. 1 GG) zu verwirklichen. Dazu genügt es nicht, wenn das Sozialrecht Bedürftigkeit oder Not abwendet. Es soll zur Verwirklichung sozialer Gerechtigkeit und sozialer Sicherheit in dem dargelegten Sinn beitragen. Dazu stellt es die in §§ 3–10 SGB I formulierten und in den einzelnen Teilen des Sozialgesetzbuchs dann konkretisierten Leistungen und Hilfen bereit.



2. Sozialrecht und Sozialarbeit
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Schrifttum: Flamm, Sozialwesen und Sozialarbeit in der Bundesrepublik Deutschland, 1971; Otto/Thiersch/Treptow/Ziegler (Hrsg.), Handbuch Soziale Arbeit, 6. Aufl., 2018.
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Das Sozialrecht regelt nicht nur die Zuteilung wirtschaftlicher Güter, insbesondere die Zuteilung von Geldleistungen wie Renten, Krankengeld oder Verletztengeld. Das Sozialrecht regelt in vielen Bereichen auch die Erbringung personaler Leistungen wie Betreuung, Pflege, Behandlung oder Erziehung (siehe zB §§ 27–34 SGB VII, §§ 50, 61 ff, 71 SGB XII). Hier kommt es darauf an, dass sich Menschen finden und dass Organisationen bestehen, die diese personalen Sozialleistungen erbringen. Wie dies im einzelnen Fall tatsächlich geschieht, kann durch das Sozialrecht nur begrenzt beeinflusst werden. Die gesellschaftliche Wirklichkeit wird maßgeblich dadurch bestimmt, wie vor dem Hintergrund des Sozialrechts die Sozialarbeit durch die dort tätigen Einzelnen und die bestehenden Organisationen erbracht wird. Das Sozialrecht sieht insoweit grundsätzlich das Zusammenwirken von Staat und Gesellschaft vor. Dabei wird nicht eine prinzipiell behördliche Sozialarbeit gewünscht, sondern es wird eine dem Gedanken des Pluralismus folgende Sozialarbeit durch unterschiedliche freie Träger bevorzugt. Bei der Erbringung von Sozialleistungen wirken staatliche Stellen (namentlich Gemeinden, Sozialversicherungsträger) und Freie Wohlfahrtsverbände (zB das evangelische Diakonische Werk, die katholische Caritas, das Rote Kreuz, die Arbeiterwohlfahrt) zusammen. Bedeutung hat das namentlich im Bereich der Pflege (siehe § 11 Abs. 2 SGB XI).
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